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 Kapitel 3: Zukunft der Arbeit

I. Die SPD als Partei der Arbeit

Wie keine andere Partei in Deutschland versteht sich die SPD als die Partei, deren Ziel es ist,  die lebendige Arbeit von Ausbeutung, Unterdrückung und Fremdbestimmung zu befreien.

Im Berliner Programm heißt es:
Arbeit ist nicht nur Existenzbedingung, sondern entscheidende Dimension menschlichen

Daseins. Durch Arbeit produzieren die Menschen nicht nur die Mittel und Dienste, die sie zum Leben brauchen, sondern bestimmen auch ihre Lebensumstände. Arbeit befriedigt menschliche Bedürfnisse und bringt neue hervor. Arbeit schafft soziale Beziehungen. Arbeit und Natur sind Quellen des Reichtums.

Arbeit ist Erwerbsarbeit und unbezahlte, aber gesellschaftlich ebenso notwendige Arbeit in Haus, Familie und Gemeinschaft sowie freie Eigenarbeit.

Alle diese Arbeitsformen sind wechselseitig abhängig. Alle zusammen bestimmen unsere Lebensqualität. Jede Form der Arbeit schafft Werte, kann Menschen ausfüllen und bereichern, aber auch Entfremdung bewirken und Leid zufügen. 

Von ihren historischen Wurzeln, ihren Grundwerten, ihrem Selbstverständnis aber auch von ihrer Rolle als  Partei des demokratischen Sozialismus ist  die SPD die Partei der Arbeit. Sie versteht sich als Interessensvertreterin der  Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, der abhängig Beschäftigen wie der Selbständigen , der prekär Beschäftigten, der Arbeitlosen, der jungen Menschen, die eine Ausbildung suchen wie der Älteren. 

Sie will  mit diesem Grundsatzprogramm tragfähige Orientierungen für die Zukunft der Arbeit geben. 

II. Unsere Grundwerte: Orientierungen für die Zukunft der Arbeit

Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität leiten unsere Vorstellungen von der Zukunft der Arbeit. 

Freiheit und Selbstverwirklichung sind Werte einer erfüllten und sinnvollen Arbeit und auch für die Erwerbsarbeit und abhängig geleistete Arbeit muss gelten: Wenn im Staat die individuellen und politischen Freiheitsrechte aller Bürgerinnen und Bürger verbunden sind mit der Pflicht, den Gesetzen zu folgen, so muss in der Arbeitswelt die Pflicht, seinen Arbeitsvertrag zu erfüllen, verbunden sein mit einem möglichst hohen Maß an Beteiligungsrechten, an Mitbestimmung, an individuellen und kollektiven Rechten.

Soziale Gerechtigkeit in der Arbeit verlangt die gerechte Verteilung des erarbeiteten Reichtums zwischen Kapital und Arbeit, und eine gerechte Umverteilung über den Sozialstaat. Soziale Gerechtigkeit verlangt auch ein faires und der geleisteten Arbeit angemessenes  Entgelt im öffentlichen Dienst, im nichtkommerziellen Sektor aber auch für die Arbeit von Selbständigen. 

Wir wollen eine gerechte Verteilung der Arbeit und ein Existenz sicherndes Einkommen für alle!

Soziale Gerechtigkeit verlangt aber auch die gerechte Teilhabe der Generationen an der Arbeit. Alle jungen Menschen haben das Recht auf eine qualifizierte Ausbildung und ältere Menschen haben ein Recht auf eine altersgerechte Beschäftigung. Soziale Gerechtigkeit zwischen den Geschlechtern erfordert die gleiche Teilhabe der Geschlechter an allen Formen der Arbeit, gleiches Entgelt für gleichwertige Arbeit und ein Existenzsicherndes Entgelt für jeden und jede, die arbeitet. Dies ist die Basis für die gleiche Stellung der Frauen in der Arbeitswelt und der Gesellschaft und die freie Wahl der Lebensformen als Single, in der Familie und andere Formen der Lebenspartnerschaft.

Freiheit und Gerechtigkeit müssen gerade in der Arbeitswelt immer wieder solidarisch erkämpft werden. Die strukturelle Unterlegenheit derer, die ihre Arbeit anbieten, gegenüber denen, die über die Arbeit entscheiden kann nur durch solidarisches Handeln ausgeglichen werden. Nur Solidarität kann die Konkurrenz um Arbeit eingrenzen und verhindern, dass der Preis der Arbeit immer weiter fällt. Nur Solidarität der Starken mit den Schwachen, Benachteiligten und Behinderten kann Ausgrenzung verhindern. 

Solidarität steht nicht im Gegensatz zur Freiheit, sondern beide sind aufeinander angewiesen. Nur wenn ich mit anderen solidarisch bin, kann ich die Solidarität anderer einfordern, wenn ich sie benötige.

III. Herausforderungen:

Seit dem Berliner Programm haben sich die ökonomischen, sozialen und gesellschaftlichen Voraussetzungen für unsere Vision einer menschenwürdigen Arbeit  grundlegend verändert. 

Die anhaltende Massenarbeitslosigkeit in Deutschland rückt das Ziel einer Existenzsichernden Erwerbsarbeit für alle in weite Ferne. Massenarbeitslosigkeit schwächt die Grundlagen der sozialen Sicherung Bismarckscher Prägung. Soziale Sicherung, die fast überwiegen auf dem Erwerbseinkommen beruht, stößt immer mehr an ihre Grenzen. In einem reichen Land wie der Bundesrepublik ist der Sozialstaat, der ein menschenwürdiges Leben garantieren soll, auch in Zukunft zu finanzieren. Allerdings kann dies nicht mehr allein auf der Grundlage von abhängig geleisteter Erwerbsarbeit geschehen.

Arbeitslosigkeit treibt Menschen in die Armut, Angst vor Arbeitslosigkeit untergräbt den Widerstand vieler Menschen gegen unzumutbare und menschenunwürdige Arbeit, sie schwächt gewerkschaftliche und gesellschaftliche Gegenmacht. Immer mehr Menschen finden Beschäftigung außerhalb des Normalarbeitsverhältnisses. Die Zahl der in Teilzeit, befristet oder geringfügig Beschäftigten ist auf ein Drittel der  sozialversicherungspflichtig Beschäftigten angewachsen. Ihre Zahl sinkt weiter. Nur noch 26 Millionen Menschen leisten in Vollzeit Erwerbsarbeit. Gut bezahlte Arbeit in Industrie und Dienstleistungen wird trotz steigender Anforderungen an die Qualität und die Qualifikation immer mehr durch geringer bezahlte und prekäre Arbeit ersetzt. Andererseits wächst der Reichtum am oberen Ende der Einkommskala. Exorbitante Managergehälter und explodierende Vermögen stehen in krassem Gegensatz zum seit Jahren stetig sinkenden verfügbaren Einkommen für viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

Die Ursachen der Massenarbeitslosigkeit sind vielfältig: Der Strukturbruch in den neuen Bundesländern hat Millionen Arbeitsplätze vernichtet, Strukturbrüche und Strukturwandel in den alten Bundesländern verringern die Zahl der Arbeitsplätze in Industrie und verarbeitendem Gewerbe. Der Arbeitsplatzaufbau im Dienstleistungssektor hat sich verlangsamt. Neue Arbeit entsteht zudem nur noch im Niedriglohnsektor oder in Form prekärer Arbeit. Nach wie vor wächst zudem das Angebot auf dem Arbeitsmarkt, ohne dass dem eine entsprechende Nachfrage nach Arbeitskräften gegenübersteht. 

Der wissenschaftliche und technologische Fortschritt wird die Arbeitswelt tiefgreifend verändern.

Wissensbasierte Arbeit in Industrie und Dienstleistungen stellt immer höhere Anforderungen, verlangt immer bessere  Qualifikationen und neue Kompetenzen. 

Menschliche Arbeit wird in vielen Bereichen durch digitalisierte Produktion und Dienstleistung ersetzt. Arbeit wird z.B. losgelöst von der Person im virtuellen Raum organisierbar sein.

Durch neue Formen der der Arbeit und Arbeitsorganisation verliert Erwerbsarbeit – zeitlich und räumlich ihre Grenzen. 

Dies benötigt eine andere Haltung der Beschäftigten: Eigeninitiative, und selbstgesteuertes Handeln, verbunden mit der steten Pflege der eigenen Beschäftigungsfähigkeit und des eigenen Qualitätsprofil.

Wissensbasierte Arbeit in Industrie und Dienstleistungen stellt immer höhere Anforderungen, verlangt immer bessere  Qualifikationen und neue Kompetenzen. 

Die erwerbstätigen Jahrgänge der 25 – 45 jährigen müssen zu dem immer mehr arbeiten, während die Ausbildungsnot und die Jugendarbeitslosigkeit ebenso wächst wie die Arbeitslosigkeit älterer Menschen. Arbeitgeber handeln immer noch so, als gäbe es keine demographische Entwicklung.

In immer stärkerer Masse aber wird Arbeitslosigkeit durch die grundlegende Veränderung der Marktwirtschaft – des modernen Kapitalismus selbst verursacht:

Nach dem Zusammenbruch des real existierenden Sozialismus bildet sich ein einheitlicher Weltmarkt für Kapital, Güter, Dienstleistungen und Arbeitskräfte, der nationale und regionale Schranken immer weiter überwindet. Dominiert von den internationalen Kapital- und Finanzmärkten entscheiden über 100 transnationale Konzerne über Investitionen, Produktionen, Standorte und damit Arbeitsplätze in aller Welt. Die Nationalstaaten, die diesen Prozess ausgelöst haben und über die WTO ihn auch beeinflussen, stehen in scharfem Wettbewerb um Investoren und Investitionen. Liberalisierung der Märkte, Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen und Deregulierung der Arbeitsmärkte stehen in fast allen Ländern auf der Tagesordnung. 

In der Europäischen Union schreitet die Binnenmarktintegration – die Durchsetzung des freien Verkehrs von Kapital, Güter, Dienstleistungen und Arbeit schneller deutlich voran als die Verankerung sozialer Mindeststandards. Lohn- und Sozialdumping nehmen zu.

Viele Nationalstaaten haben weitgehend darauf verzichtet, durch nationale Beschäftigungsstrategien, die die Nachfrage durch öffentliche Investitionen und die Binnenkaufkraft stärken und regionale Wirtschaftskreisläufe fördern, Arbeitslosigkeit abzubauen.  Konservative und neoliberale Kräfte verfolgen eine Reformpolitik, die den Sozialstaat weitgehend abbauen und die menschliche Arbeit weitestgehend den Anforderungen des „Marktes“ unterwerfen wollen. 

Demgegenüber haben sich die Bedürfnisse der Menschen und ihre Ansprüche an die Arbeit grundlegend gewandelt. Arbeiten um Leben zu können wird für die einen immer wichtiger, für viele andere aber ist es ebenso wichtig, sich in der Arbeit aber auch außerhalb der Erwerbsarbeit zu verwirklichen. Gutes Leben und Gute Arbeit gehören für die Menschen zusammen. Die Interessen der Menschen aufzugreifen und politisch gegen alle Widerstände durchzusetzen – das ist unser Ziel.

IV. Leitbilder der Zukunft:

1)  Die SPD will Existenzsichernde und menschenwürdige Arbeit für alle. 

Jeder und jede muss die Möglichkeit haben, sich durch Erwerbsarbeit so viel zu verdienen, dass er oder sie ein selbst bestimmtes Leben führen kann.

Position 1: Wir wollen das Menschenrecht auf Arbeit durchsetzen. Die SPD hält darum am Ziel der Vollbeschäftigung fest. Vollbeschäftigung meint eine möglichst hohe Beschäftigungsquote aller Erwerbsfähigen. Jedem und jeder muss die Möglichkeit gegeben werden Erwerbsarbeit in der Wirtschaft, im öffentlichen Sektor und auch auf dem 2. Arbeitmarkt in öffentlich geförderter Beschäftigung zu leisten.

Position 2: Bedingt durch den wissenschaftlichen und technologischen Fortschritt, das sinkenden Arbeitsvolumen und die Folgen der Globalisierung und Europäisierung für den Arbeitsmarkt ist das Ziel der Vollbeschäftigung nicht mehr zu realisieren. Existenzsichernde Arbeit kann nicht mehr für alle zu jeder Zeit angeboten werden. Darum müssen wir die Übergänge von der Erwerbsarbeit zur Nicht – Erwerbsarbeit neu gestalten. Nicht Arbeit für jede und jeden zu jeder Zeit sondern ein ausreichendes Einkommen ist unser Ziel.
Erwerbsarbeit muss gerecht entlohnt werden. Qualifikation und Leistung aber auch ein gerechter Anteil an der Produktivität und am Wohlstand gehören dazu.

Position 1: Lohndumping, die Erosion der Tarifverträge in den neuen Bundesländern und die Flucht vieler Arbeitgeber aus den Tarifverträgen aber auch der Druck der Massenarbeitslosigkeit haben immer mehr Menschen in einen wachsenden Niedriglohnsektor gedrängt.  Die SPD will, dass Arbeit nicht arm macht und setzt sich daher für einen gesetzlich festgelegten Mindestlohn auf Stundenbasis ein. 

Position 2: Es ist die Aufgabe der Gewerkschaften für ein Existenz sicherndes Entgelt zu kämpfen. Mindestlöhne müssen auf tariflicher Basis für Allgemeinverbindlich erklärt werden. 

Die SPD verteidigt die Tarifautonomie gegen jeden Eingriff des Gesetzgebers und wird die Einschränkungen des Arbeitskampfrechtes aufheben. Aussperrung muss verboten werden. 

Position 3: Um zu verhindern, dass Arbeit arm macht und Menschen nicht in der Falle des Niedriglohnsektors verbleiben, setzt sich die SPD für eine Kombination von Entgelt und staatlichen Zuschüssen bis zur Höhe des steuerfreien Existenzminimums ein. Basis muss ein Tarifvertrag sein. 

Die SPD lehnt eine weitere Verlängerung der Arbeitszeiten ab. Wenn Arbeit über der tarifvertraglich festgelegten Zeit stattfinden muss, dann muss sie besonders entgolten werden. Arbeitszeitverlängerung ohne Lohnausgleich oder eine andere Gegenleistung grenzt an Ausbeutung. Wir setzen uns ein für gesetzlich fixierte Höchstarbeitszeiten auf der Basis des 8 Stunden Tages und der 40 Stunden Woche. 

Die Europäischen sozialen Mindeststandards für die Arbeitszeiten, für Teilzeit und Befristung, für den Urlaub und für die Zeitarbeit müssen überprüft werden. Der Grundsatz des Equal Pay – des gleichen Lohns für gleichwertige Arbeit für Zeitarbeit muss auch in Deutschland gelten, da die tarifvertragliche Regelung umgangen wird. Zusätzlich muss ein Aufschlag für die erhöhte Mobilität der Zeitarbeiter gezahlt werden.

Das Entsendegesetz zur  Verhinderung von Lohndumping auf dem europäischen Arbeitsmarkt muss in Deutschland auf alle Wirtschaftszweige ausgedehnt werden.

2) Gute Arbeit

Gute Arbeit bedeutet Selbstverwirklichung und Innovation.

 Wenn Menschen innovativ tätig sein wollen und sollen, dann brauchen sie eine umfassende Bildung und Ausbildung, die umfassende Stärkung ihrer Kompetenzen, Selbstgestaltung von Arbeit und freier Zeit. Innovationen auf Druck oder Knopfdruck sind nicht möglich. Innovative Menschen wollen auch über die Ergebnisse ihrer Arbeit mitentscheiden. Dies gilt umso mehr, wenn Innovationen heute in hoch arbeitsteiligen Prozessen entstehen. Nicht nur alte Gewohnheiten oder altes Denken, sondern hierarchische Strukturen und zentralistische Strukturen verhindern Innovationen. Aber auch kurzfristige Renditeerwartungen behindern innovatives Denken ebenso wie die unzureichende Finanzierung von Forschung und Entwicklung.
Dabei werden heute Innovationen für neue Arbeit immer wichtiger. Sie sind eine unverzichtbare Voraussetzung für neue Produkte, bessere Dienstleistungen, intelligente Formen der Arbeitsorganisation. Wettbewerb, der allein auf Kostensenkung beruht, zerstört. Wenn jeder versucht der billigste zu sein, verlieren alle. Die SPD stellt dem ein Modell des Wettbewerbs um die bessere Lösung, das bessere Produkt, die bessere Dienstleistung entgegen. 

Arbeit und Gesundheit sind keine Gegensätze. Aber obwohl seit Jahren die Krankenstände sinken, nehmen die Krankheiten zu. Immer noch leisten viele Menschen gesundheitsschädliche Arbeit. Immer noch ist mangelnde Arbeitssicherheit Unfallursache. Und immer noch scheiden viele Menschen weit vor dem Erreichen des Rentenalters aus dem Arbeitsleben aus. 

Wir wollen den unfallfreien Betrieb.

Aber auch dort, wo keine schwere körperliche Arbeit verrichtet wird, werden Menschen durch Arbeit krank: durch Allergien, psychosomatische Störungen, psychische Erkrankungen oder durch den wachsenden Verschleiß durch die Arbeit rund um die Uhr vor allem bei Nachtarbeit.  Der Strukturwandel in der Arbeitswelt führt zu einer Zunahme von Verantwortlichkeiten, zu neuen Formen von Erwerbstätigkeit (Telearbeit, virtuelle Unternehmen via Internet usw.) zu komplexeren Arbeitssystemen und zu einer Zunahme der selbständigen Arbeit sowie einem Anstieg von Werkverträgen und Leiharbeit. Dadurch nehmen psychische Belastungen zu. 

Ein präventiver Arbeitsschutz muss sich diesem Wandel stellen, die Krankenkassen und Berufsgenossenschaften müssen dies engagiert unterstützen..

Wer präventiv eine Arbeit, die krank macht, vermeiden will, muss vom Menschen her die Arbeitsbedingungen denken und gestalten. 

Präventiv müssen an allen Arbeitsplätzen Gefährdungen systematisch erkannt, dokumentiert und beseitigt werden. 

Arbeits- und Gesundheitsschutz verursachen Kosten, die die Arbeitgeber zu tragen haben. Die Kosten für mangelnde Prävention aber tragen vor allem die Beschäftigten oder die Allgemeinheit. 

Auch darum dürfen die Regelungen und die Überprüfung des Arbeitsschutzes und der Arbeitssicherheit nicht einem vorgeblichen Bürokratieabbau geopfert oder gar Privaten übertragen werden. Wir wollen einen aktiven Staat im Arbeits- und Gesundheitsschutz und mehr Mitsprache der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

Arbeits- und Gesundheitsschutz muss auch weiterhin einheitlich in ganz Europa unmittelbar gelten.

Wer zudem vermeiden will, dass immer mehr Ältere aus dem Arbeitsleben ausscheiden, der muss die Arbeit so gestalten,  dass auch ältere Menschen ihren Beruf ausüben können. Die Altersgerechte Gestaltung der Arbeit steht in vielen Bereichen noch ganz am Anfang. 

Gute Arbeit leistet wer über seine Arbeit mitbestimmen kann. Gute Arbeit leistet wer leistungs- und qualifikationsgerecht bezahlt und gerecht behandelt wird. Betriebsverfassung, Personalvertretung sind die eine – die Tarifautonomie ist die andere Säule, um die Arbeitswelt so zu gestalten, dass Menschen gute Arbeit leisten können.

Die Arbeitswelt wird auch in Zukunft keine harmonische Veranstaltung, sondern sie ist geprägt von Konflikten um Macht und Geld. Gerade darum sind die kollektiven und die individuellen Rechte der abhängig Beschäftigten unverzichtbar. Alle Arbeitnehmer brauchen unabhängig von der Größe ihres Unternehmens einen gleichen Kündigungsschutz. Kündigungsschutz meint nicht Schutz vor Kündigung sondern Schutz vor Willkür. Er ist die Basis für den aufrechten Gang in der Arbeitswelt.

3) Qualifizieren für die Arbeit der Zukunft

Die rasante Modernisierung der Erwerbsarbeit in Industrie- und Dienstleistungen stellt immer höhere Anforderungen an das Wissen und Können der Menschen. Sie müssen über ein breites Grundlagenwissen verfügen, aber zugleich in der Lage sein, sich immer neues Wissen anzueignen. Für immer mehr Berufe werden Abitur, Fachhochschul-, oder Hochschulabschluss Eingangsvoraussetzung. 

Auch einmal erworbene Fertigkeiten veralten immer schneller und müssen ständig erneuert werden. Niemand kann mehr davon ausgehen, dass Menschen  in ihrem erlernten Beruf ein Leben lang arbeiten. Immer höhere Spezialisierung auf der einen, Banalisierung komplexer Arbeit durch neue Technologien auf der anderen Seite verlangen auf der einen Seite immer neue Qualifikationen, entwerten auf der anderen Seite aber erworbene Qualifikationen. 

Die weitere Öffnung des europäischen Arbeitsmarktes verlangt zudem auf der einen Seite eine Angleichung der Berufsausbildung wie der Weiterbildung, auf der anderen Seite aber auch die Verankerung einer europäischen Dimension. Der Erwerb von zwei Fremdsprachen wird zur Voraussetzung, um selbst einfachere Tätigkeiten erfolgreich auszuüben.

Gefordert sind nicht nur die berufsfachlichen oder tätigkeitsbezogenen Kenntnisse und Fertigkeiten sondern für komplexe wie für einfache Arbeit gleichermaßen kommunikative und soziale Kompetenzen.  

Bildung verlangt weit mehr als arbeitsbezogene Qualifizierung, aber das gesamte Bildungssystem muss auch darauf ausgerichtet sein, den Menschen die notwendigen Grundkenntnisse und Grundfertigkeiten zu vermitteln und ihre Kompetenzen zu entwickeln, um an der Arbeit der Zukunft teilhaben zu können. Obwohl auf der europäischen Ebene der Weg hin zu einer Modularisierung – einer reinen tätigkeitsbezogenen Aneignung von Bildungsbausteinen – immer mehr geöffnet wird, bleibt das duale  Ausbildungssystem mit den Lernorten Betrieb und Schule unverzichtbar. Um dieses System zu erhalten, muss die öffentliche Verantwortung gestärkt und für die betriebliche Ausbildung die  einzelbetriebliche Finanzierung generell durch eine Umlagefinanzierung ersetzt werden. Duale Ausbildung muss zudem auch für die Fachhochschul- und die Hochschulausbildung Leitbild sein. Jeder und jede muss einen gesetzlichen Anspruch auf Weiterbildung haben, der durch Tarifverträge und in Lebensarbeitszeitmodellen ausgestaltet werden kann.

4) Flexible und souveräne Arbeit und gutes Leben. 

Allen Menschen soll die Möglichkeit gegeben werden, an der Erwerbsarbeit teilzuhaben.

Dies ist nur auf der Basis einer guten Ausbildung und einer Weiterbildung während des Erwerbslebens möglich. Erwerbs- und Nichterwerbsarbeit müssen miteinander vereinbar sein. Der Wechsel von einer Tätigkeit in eine andere soll ohne längere Phasen der Arbeitslosigkeit möglich sein.

Hierfür brauchen wir ein neues Modell der Gestaltung der Lebensarbeitszeit, dass Zeitsouveränität, Flexibilität und soziale Sicherheit miteinander verbindet..

Die SPD will diese Ziele einer gestalteten Lebensarbeitszeit auf der Basis der 30 Stunden als Woche als Bezugsgröße der Arbeitszeitflexibilisierung verwirklichen.

Um dieses Modell abwechselnder Phasen von Erwerbsarbeit, Bildung, Nichterwerbsarbeit miteinander zu vereinbaren, müssen die Menschen ihre Arbeitszeit auf Konten, die gegen Insolvenz gesichert sind, ansparen können. Mehrarbeit in einer Arbeitsphase schafft dann die Grundlage für Weiterbildungsphasen oder einen flexiblen Ausstieg aus dem Arbeitsleben.

Dieses Zeitmodell setzt jedoch voraus, dass die Beschäftigten über die Verwendung ihre Zeit bestimmen und sich nicht allein nach den Interessen der Arbeitgeber richten.

Zur Zeitsouveränität gehören das Recht auf Elternzeit und das Recht auf Weiterbildung.

Im Rahmen eines Lebensarbeitszeitkonzeptes hat die Arbeitsmarktpolitik die Aufgabe den nahtlosen Übergang von Erwerbsarbeit und Nicht- Erwerbsarbeit oder den Wechsel der Arbeit so zu organisieren, dass ein ausreichender Lebensstandard erhalten bleibt und die Menschen durch Qualifikation und Beratung auf ihrem Weg in neue Arbeit begleitet werden.. Darum spricht sich die SPD für eine Grundsicherung aus, die auf der Basis und ergänzend zu der Erwerbsarbeit so gestaltet wird, dass sie dem Mindestlohn entspricht. Durch die Verbindung von Erwerbsarbeit und Weiterbildung können zudem die, die nur eine geringe oder keine Qualifikation besitzen,  ihre Chancen auf eine bessere Arbeit steigern.

Die Bindung der Grundsicherung an einen Zwang zu jeder Arbeit, auch der, die unterhalb des Tarifentgeltes liegt, muss aufgehoben werden. Arbeitslose brauchen Unterstützung und Bildung im Sinne einer positiven Aktivierung, nicht im Sinne des Zwangs.

Entprekarisierung der Arbeitsgesellschaft

Anfang des 21. Jahrhunderts setzt sich der Trend der Prekarisierung von Arbeit, der bereits Anfang der 1980er Jahre begann, fort. Prekäre Beschäftigung umfasst Zeit- und Leiharbeit, Scheinselbstständigkeit, Teilzeitarbeit, geringfügige Beschäftigung und Vollerwerbsarbeit im Niedriglohnsektor, Mini-/Midijobs – politisch gefördert – und die Ausdehnung von – häufig unbezahlten – Praktika für HochschulabsolventInnen. Zentrales unternehmerisches Interesse ist hierbei nicht die erhöhte Anforderung an eine Flexibilität von ArbeitnehmerInnen, sondern vielmehr das Lohndumping. Das ist Ausbeutung. 

In vielen Betrieben findet eine massive Verdrängung regulärer Beschäftigung durch prekäre statt. Bei den prekären Beschäftigungsgruppen ist eine Kumulation von Belastungen und Gesundheitsrisiken verbunden mit Zukunftsängsten feststellbar.

Vom Zusammenspiel objektiver Prekarisierungsprozesse mit subjektiven Prekarisierungsängsten geht eine sozial desintegrierende Sogwirkung auf die Arbeitsgesellschaft aus. Die Herausbildung einer größer werdenden Zone der Prekarität, in der sich die einen schon befinden und die anderen um keinen Preis abrutschen wollen, forciert die Umstellung auf einen äußerst problematischen gesellschaftlichen Integrationsmodus. An Bedeutung gewinnen Integrationsformen, in denen die subtile Wirkung marktförmiger Disziplinierungsmechanismen eine deutliche Aufwertung erfährt. Weil vor allem die Gruppen der durch Normalarbeit Integrierten einiges zu verlieren haben, kann die Disziplinierung durch den Markt eine Vielzahl an Hoffnungen und Ängsten funktionalisieren. 

Prekarisierung ist folglich kein Phänomen an den Rändern der Arbeitsgesellschaft! Vielmehr stellt sie ein Macht- und Kontrollsystem dar, das in gespaltenen Arbeitsgesellschaften sowohl prekär Beschäftigte als auch Normalbeschäftigte erfasst. Prekarisierung bewirkt eine allgemeine subjektive Unsicherheit, die sämtliche ArbeitnehmerInnen in Mitleidenschaft zieht.

Die Sozialdemokratie will die prekärer Elemente, wie Befristung und Leiharbeit zurückdrängen, da sie wesentliche Voraussetzung und Bedingung humaner Arbeitsbedingungen ist. 

Gute Arbeit bedeutet vor allem ein unbefristetes Beschäftigungsverhältnis sowie ein regelmäßiges und festes menschenwürdiges Einkommen. Alle Formen der Erwerbsarbeit müssen in arbeits- und sozialrechtlicher Hinsicht als Normalarbeitsverhältnis abgesichert werden (s. Berliner Programm). 

Weitere Maßnahmen für eine gerechtere Arbeitswelt umfassen das Verbot unbezahlter Arbeit und von Scheinselbständigkeit, die Zurückdrängung von Mini- und Midijobs und die Einführung von Mindestbedingungen und –standards, die alle ArbeitnehmerInnen schützen. 

Konkrete Ansätze für die Einbeziehung aller ArbeitnehmerInnen  und damit der Selbständigen in den Schutz der Sozialversicherungen bietet das Konzept der Bürgerversicherung. 

Damit werden auch Selbständige in die Gesetzliche Krankenversicherung einbezogen. Auch die Altersvorsorge für Selbständige muss verbessert werden. Auf der Basis einer Grundsicherung in Höhe des Existenzminimums müssen sie Ansprüche in der gesetzlichen Rentenversicherung erwerben können. 

Der gesetzliche Mindeststundenlohn oder der tarifliche Stundenlohn der jeweiligen Branche sollten auch als Basis für die selbständige Arbeit auf individueller Vertragsbasis gelten.

Des Weiteren setzt eine Politik der Entprekarisierung die gewerkschaftliche Organisation prekär Beschäftigter voraus.

6) Globale Arbeitsteilung und internationale Kooperation
So wie die multinationalen Unternehmen oder die EU auf dem Arbeitsmarkt europäisch planen und handeln, so müssen auch die europäischen Sozialdemokraten Regeln für den  Europäischen Arbeitsmarkt entwickeln und durchsetzen. Ihr Ziel muss es sein, die  sehr unterschiedlichen Standards und Regelungen im Arbeits- und Sozialrecht, in der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik, im Arbeitskampf- und Tarifrecht oder im Mitbestimmungsrecht immer mehr auf hohem Niveau anzugleichen. Wir dürfen uns nicht mit einem Regelwerk zufrieden geben, dass im Rahmen von Richtlinien Mindeststandards vorschreiben, die national sehr unterschiedlich ausgestaltet werden. Wir brauchen einen europäischen Rahmen für Mindestentgelte und Höchstarbeitszeiten. Wir brauchen eine einheitliche Rechtsgrundlage für europäische Tarifverträge und damit auch ein europäisches Arbeitskampfrecht mit dem Recht auf Streik und dem Verbot der Aussperrung. In allen Unternehmen und im öffentlichen Sektor müssen Informations- Beteiligungs- und Mitbestimmungsrechte gelten. Europäische Betriebsräte und die paritätische Mitbestimmung in allen europäischen Unternehmen müssen durch Rechtsverordnung unmittelbares Rechte werden. Nur wenn Europa ein europäischer Sozialstaat wird, findet eine europäische Verfassung eine breite Zustimmung.

Die deutsche und die europäische Sozialdemokratie setzen sich in der Tradition der von Willy Brandt geleiteten Nord- Süd Kommission für die Verankerung von Grundregeln der Arbeit im internationalen Recht ein. In allen Ländern müssen unmittelbar Kinderarbeit und Zwangsarbeit verboten werden und diese Verbote wirksam kontrolliert werden. In allen Ländern müssen überall ohne jede Einschränkung freie Gewerkschaften gegründet werden können, das Streikrecht verankert sein und der Arbeits- Gesundheits- und der Schutz vor willkürlicher Kündigung gelten. Internationale Arbeitsnormen müssen Bestandteil des Rechtsrahmens der WTO werden. Globale Unternehmen müssen sich verpflichten, diese Normen einzuhalten und ihren Beschäftigten das Recht der gegenseitigen Information und Konsultation einräumen. Als Antwort auf die Globalisierung wollen wir einen globalen  Vertrag über die Sicherung der  Würde des Menschen in der Arbeit, der für die Staaten wie die Transnationalen Unternehmen bindend ist.
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